
RÜCKTRITT DES BUNDESPRÄSIDENTEN 3
DIENSTAG, 1.  JUNI 2010 – REUTLINGER GENERAL-ANZEIGER

Umfrage – Berliner Reak-

tionen auf Köhler-Rücktritt

Erschüttert und
tief betroffen

BERLIN. Der Reutlinger CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Ernst-Reinhard Beck
zeigte sich von Köhlers Entscheidung
ebenso überrascht wie die Kollegen an-
derer Fraktionen aus den Wahlkreisen
Reutlingen und Tübingen. Beck bedauer-
te den Rücktritt und war »erschüttert«.
Die Kritik an Köhler sei aus dem Zusam-
menhang gerissen und »völlig unange-
messen«. Deutschland verliere »ein cha-
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rismatisches, feinfühliges und kluges
Oberhaupt aller Bürger«. Beck sieht das
Land »jetzt in einer tiefen Krise.«

Bedauern äußerte auch Pascal Kober,
FDP-Abgeordneter aus Reutlingen. Ko-
ber schätzte Köhler als Kenner der inter-
nationalen Finanzmärkte. Er sei in der
momentanen Krise der Richtige gewe-
sen, der den Bürgern Zusammenhänge
erklären und Vertrauen in die Politik stif-
ten konnte. Als Politiker, der sich für
Afrika stark macht, schätzte Kober die
differenzierte Haltung zum schwarzen
Kontinent. Köhler habe »immer wieder
nicht nur die Probleme, sondern auch
die Potenziale des Riesen-Kontinents ins
Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt«.

Die Reutlinger Grünen-Abgeordnete
Beate Müller-Gemmeke reagierte mit
Respekt, aber auch mit Unverständnis:
»Wir leben in einer Demokratie und das
bedeutet, dass man auch Kritik aushal-
ten können muss.« Ob das jedoch ent-
scheidend war, sei fraglich: »Vielleicht
war’s nur das i-Tüpfelchen; Köhler hat in
letzter Zeit sehr geschwiegen.«

Auch die Tübinger Abgeordneten rea-
gierten irritiert. Gesundheits-Staatssekre-

tärin Annette Widmann-Mauz (CDU)
zeigte sich »tief betroffen«. Köhlers Ent-
scheidung sei jedoch zu respektieren als
»konsequenter Ausdruck seines Amts-
verständnisses und Verantwortungsbe-
wusstseins«. »Mich macht persönlich be-
sonders betroffen, wie nicht erst in den
letzten Tagen von manchem Oppositi-
onspolitiker in unverantwortlicher Weise
mit der höchst geschätzten Persönlich-
keit Horst Köhler und dem Amt des Bun-
despräsidenten umgegangen wurde.« Ei-
nige hätten sich im Ton vergriffen. Das
beschädige die Verfassungsorgane.

Im Ausland unterwegs waren die Tü-
binger Abgeordneten Winfried Herr-
mann (Grüne) und Heike Hänsel (Lin-
ke). Während Herrmann als Teilnehmer
einer politischen Delegation in China
nicht zu erreichen war, meldete sich
Hänsel aus Israel. Sie zeigte sich wenig
überrascht von Köhlers Rücktritt. Seine
Äußerungen zu Afghanistan seien »un-
haltbar« und Zeichen einer »Groß-
machtspolitik«. (co/oje)
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SPD-Vorsitzende Olaf Lies wagte sich mit
diesem Vorschlag bereits kurz nach Köh-
lers Rücktrittserklärung aus der De-
ckung: »Nun ist es an der Zeit, dass je-
mand, der die Sorgen und Nöte der Men-
schen fest im Blick hat, wie zum Beispiel
Margot Käßmann, dieses Amt ausfüllt.«

Von den jüngeren Unionspolitikern
werden Christian Wulff (CDU) Chancen
eingeräumt. Der niedersächsische Minis-
terpräsident zählt zu den in der Bevölke-
rung beliebtesten Politikern aus CDU
und CSU. Ambitionen auf das Kanzler-
amt hat der erst 50-Jährige stets zurück-
gewiesen. Für das Schloss Bellevue war
er erst im April von einigen Hinterbänk-
lern aus der Union öffentlich ins Ge-
spräch gebracht worden.

Die FDP wird möglicherweise versu-
chen, mit dem früheren Partei- und Frak-
tionschef Wolfgang Gerhardt einen Kan-
didaten aus den eigenen Reihen in die
Verhandlungen mit der Union einzubrin-
gen. (dpa)

Nachfolge – Spätestens in 30 Tagen wird die Bundesversammlung einen neuen Bundes-

präsidenten wählen. Einen Favoriten gibt es nicht, aber Schwarz-Gelb hat eine Mehrheit

Wer folgt auf Horst Köhler?
BERLIN. Viel Zeit bleibt nicht für die Su-
che nach einem neuen Bundespräsiden-
ten: Spätestens in 30 Tagen wird die
Bundesversammlung den Nachfolger
von Horst Köhler wählen. Schwarz-Gelb
hat in dem Gremium, das sich aus den
622 Bundestagsabgeordneten und eben-
so vielen Wahlleuten der Länder zusam-
mensetzt, wieder eine satte Mehrheit.

Laut Grundgesetz übernimmt nun
Bremens Regierungschef Jens Böhrnsen
(SPD) als amtierender Bundesratspräsi-
dent vorübergehend die Amtsgeschäfte,
bis ein Nachfolger für Köhler gewählt ist.

Einen klaren Favoriten gibt es noch
nicht. Ein prominenter Unionspolitiker
hat sich bereits 2005 berechtigte Hoff-
nungen auf das höchste Staatsamt ge-
macht. Der heutige Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) galt damals als Fa-
vorit der Union, musste aber schließlich
auf Druck der Liberalen dem Kompro-
misskandidaten Köhler weichen. Heute
ist Schäuble 67 Jahre alt und hatte zu-

letzt immer wieder mit gesundheitlichen
Problemen zu kämpfen. Ob er sich unter
diesen Umständen den mit viel Termin-
stress verbundenen Job des Bundespräsi-
denten antun will, ist fraglich.

Die SPD hat bereits eine Frau ins Ge-
spräch gebracht, die auch in Union und
FDP auf Sympathien stoßen könnte:
Margot Käßmann, die wegen einer Alko-
holfahrt als EKD-Präsidentin zurückge-
treten war. Der neue niedersächsische

Im Gespräch: Mar-
got Käßmann.

Vorerst im Amt: Jens
Böhrnsen.

»Ich finde den Rücktritt
etwas übertrieben. Auch
als Bundespräsident muss
man Kritik aushalten«

Linke-Fraktionschef Gregor Gysi

DAS ZITAT

BERLIN. Die politische Stimmung in Ber-
lin wird von einem Wort beherrscht: Kri-
se. Der für alle völlig überraschende
Rücktritt des Bundespräsidenten Horst
Köhler trifft die ohnehin schon seit Mo-
naten geschwächte schwarz-gelbe Regie-
rung von Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) empfindlich. Von einem »Schlag
ins Kontor« ist in ihren Reihen die Rede.
Der Abgang des Staatsoberhaupts kom-
me angesichts nationaler und internatio-
naler Krisen und unter dem Eindruck der
Kriegsgefahr im Nahen Osten zu einem
dramatischen Zeitpunkt.

Köhler, der Kandidat der Wunschko-
alition von Union und FDP, gibt das
höchste Amt im Staat mit sofortiger Wir-
kung auf. Der Grund: die Kritik an seinen
umstrittenen Äußerungen im Zusam-
menhang mit dem Afghanistan-Einsatz.
Köhler hatte Auslandseinsätze der Bun-
deswehr auch mit der Wahrung deut-
scher Wirtschaftsinteressen begründet.
Dabei kann er sich im Großen und Gan-
zen auf das Weißbuch zur deutschen Si-
cherheitspolitik von 2006 berufen, in
dem ein solcher Zusammenhang ange-
sprochen wird. Allerdings hatte seither
kein führender Politiker zu diesem Pas-
sus so deutlich Stellung genommen.

Bei den Regierungsparteien herrscht
Fassungslosigkeit. Köhlers Rückzug trifft
selbst die Kanzlerin und Vizekanzler
Guido Westerwelle (FDP) überraschend.
Sie haben erst um 12 Uhr mittags von
Köhler erfahren, dass er um 14 Uhr – bei-

spiellos in der Geschichte der Bundesre-
publik – als Präsident das Handtuch wer-
fen wird. Merkel sagt: »Ich war über-
rascht von dem Telefonat und habe ver-
sucht, ihn noch einmal umzustimmen.
(...) Aber er wollte nicht umgestimmt
werden.«

Viele Koalitionspolitiker halten den
Schritt des 67-jährigen ehemaligen Chefs
des Internationalen Währungsfonds
(IWF) für absolut überzogen. Mehr
noch. Manche sprechen von »unverant-
wortlichem Handeln« eines Präsidenten.
Der Anlass sei eine Lappalie gewesen.
Selbst die Queen in England müsse sich
Kritik gefallen lassen. Köhler habe »be-
leidigt« und »mimosenhaft« reagiert.
Auch viele Menschen auf der Straße zei-
gen sich irritiert und teilweise enttäuscht
über ihren Präsidenten, zu dem sie we-
gen seiner oft klaren und volksnahen
Worte Vertrauen gefasst hatten.

Kurzschlussreaktion vermutet

In den Reihen der Regierung wird
eine Kurzschlussreaktion bei Köhler ver-
mutet. Weggefährten berichteten schon
früher, Köhler könne auch cholerisch
und unberechenbar sein. Auch von
»durch den Raum fliegenden Akten« war
die Rede. Merkel wird kritisiert, sie habe
Köhler nicht genügend gegen die Angrif-
fe aus der Opposition in Schutz genom-
men. Dazu sagt die Kanzlerin, sie habe
mit Köhler früh vereinbart, aus Respekt

vor den Verfassungsorganen sich nicht
gegenseitig zu kommentieren. »Das ist
ein guter Brauch.«

In ihrem Umfeld heißt es, niemand
habe geglaubt, dass Köhler sich nicht al-
lein verteidigen könne und auf die Hilfe
der Kanzlerin warte. Andere wiederum
sagen, Merkels Instinkt für politische Ge-
fahren habe versagt. So meint auch SPD-
Chef Sigmar Gabriel, dass Köhlers Rück-
zug nur mit der fehlenden Unterstützung
seiner einstigen Förderer erklärbar sei.

Die Kanzlerin betont: »Ich bedauere
diesen Rücktritt aufs Allerhärteste. Ich
glaube, dass die Menschen sehr traurig
sein werden über den Rücktritt.« Wester-
welle sagt: »Das ist ein Tag, davon wer-
den Sie noch Ihren Enkeln erzählen.«

Für die regierenden Parteien heißt es
nun, neben Eurokrise, Finanzkrise, Ko-
alitionskrise und den Personaldebatten
in den eigenen Reihen nun vier Jahre frü-
her als geplant einen neuen Mann oder
eine neue Frau für die Spitze des Landes
zu suchen. Köhler war erst im Mai 2009
für eine zweite Amtszeit gewählt wor-
den. Ein Resümee von Union und FDP
gibt es bereits: »In Zukunft nur noch Po-
litiker ins Schloss Bellevue.«

Eine Staatskrise in Deutschland drohe
nicht, heißt es in der Regierung. Das
Fundament des Staates werde nicht er-
schüttert. Für solch unvorhergesehene
Situationen gebe es einen geordneten
Weg. Bis zum 30. Juni werde ein neues
Staatsoberhaupt gewählt. (dpa)

Schwarz-Gelb – Der Köhler-Rücktritt verschärft die Krise der Bundesregierung. Viele Ko-

alitionspolitiker halten die Reaktion des 67-Jährigen für absolut überzogen

»Eigentlich eine Lappalie«

Die Dienstfahne des Bundespräsidenten im Schloss Bellevue wird eingeholt. Jetzt beginnt die Suche nach einem neuen Hausherrn. FOTO: DPA

»Der Versuch, ihn
umzustimmen, ist leider
nicht gelungen«

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
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KOMMENTAR
Bundespräsident Köhler tritt zurück

Die Ursachen
liegen tiefer

VON CHRISTOPH IRION

D
er 31. Mai 2010 wird als bemer-

kenswerter und vielleicht

auch als unrühmlicher Tag in

die Geschichte eingehen. Erstmals seit

Bestehen der Bundesrepublik ist ein

Bundespräsident mitten in der Amts-

zeit zurückgetreten. Horst Köhler, das

neunte Staatsoberhaupt, hat der über-

raschten Öffentlichkeit am Montag mit-

geteilt, er werde mit sofortiger Wir-

kung sein Amt aufgeben – auch die po-

litische Klasse war völlig ahnungslos.

Auslöser für Köhlers unerwarteten

Schritt waren nicht etwa schmuddeli-

ge Affären- oder gar juristisch relevante

Amtsmissbrauch-Vorwürfe. Unmittel-

barer Anlass waren vielmehr verun-

glückte und daher missverständliche

Äußerungen Köhlers über den Afgha-

nistan-Einsatz der Bundeswehr. Da-

für hatte er zum Teil heftige Kritik ein-

stecken müssen. Doch politische Kom-

mentatoren sind sich schon jetzt darü-

ber einig, dass Köhler hierauf völlig

überzogen reagiert hat.

Die Ursachen für Köhlers dramati-

sche Entscheidung liegen tiefer. Beob-

achtern war seit geraumer Zeit klar,

dass das Staatsoberhaupt zwar von

den Landsleuten verehrt wurde, zu-

gleich aber spielte er im politischen

Berlin nur eine traurige Außenseiterrol-

le. Dramatisch wurde die Lage, als be-

kannt wurde, dass selbst im Schloss

Bellevue »miese Stimmung« herrsch-

te. So verließ Anfang Mai Köhlers Pres-

sesprecher Martin Kothé nach langem

Streit mit hohen Beamten des Hauses

entnervt den Präsidenten-Amtssitz –

Kothé war einer der wichtigsten Berater

Köhlers gewesen. Weitere Spitzenkräf-

te kündigten. Immer mehr öffentliche

Auftritte des Bundespräsidenten ver-

liefen »suboptimal«, wie es hieß.

»Dieser Bundespräsident ist anders«

– so lautete der Titel des ersten Por-

traits, das der GEA im Jahr 2004 über

Horst Köhler veröffentlichte. Auch bei

seinem unerwarteten Abschied aus dem

Amt ist er diesem Ruf gefolgt. Auf ge-

radezu tragische Weise. Köhler wird

nicht nur als sympathischer Bürger-

präsident in Erinnerung bleiben, son-

dern auch als ein im höchsten Staats-

amt gescheiterter Quereinsteiger.
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